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DIE VERBÄNDE DER KRANKENKASSEN 
IN HESSEN 

AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen 

BKK Landesverband Süd 
Regionaldirektion Hessen 

vdek. Walter-Kolb-Str. 9-11. 60594 Frankfurt 
IKK classic 
Hauptverwaltung Wiesbaden 

Hessischer Landtag 
Sozial- und Integrationspolitischer Ausschuss 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau (SVLFG) 
als Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Knappschaft 
Regionaldirektion Frankfurt 

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)"' 
- Landesvertretung Hessen -

27.02.2015 

Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Zweites Gesetz zur Änderung des 
Maßregelvollzugsgesetzes, Drucks. 19/1195, schriftliche und mündliche 
Anhörung; Ihr Schreiben vom 15.01.2015, Aktenzeichen: I A  2.5 
- Stellungnahme der Krankenkassen und deren Verbände in Hessen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Schreiben vom 15.01.2015 übersandten Sie den Gesetzentwurf der Landesregierung 
für ein Zweites Gesetz zur Änderung des Maßregelvollzugsgesetzes. 

Die Krankenkassen und deren Verbände in Hessen bedanken sich für die Gelegenheit 
zur Abgabe einer Stellungnahme im Rahmen des schriftlichen Anhörungsverfahrens und 
nehmen den vorgelegten Gesetzentwurf zur Kenntnis. Anmerkungen oder Änderungs­
vorschläge bestehen diesseits nicht. Daher sehen wir von einer Teilnahme an der münd­
lichen Anhörung am 12.03.2015 ab, danken Ihnen jedoch für die Einladung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Claudia Ackermann 

*) als gemeinsamer Bevollmächtigter gem. § 212 Abs. 5 Satz 6 ff. SGB V für die Ersatzkassen 
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Anhörung zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Zweites 

Gesetz zur Änderung des Maßregelvollzugsgesetzes – Drucksache 19/1195-

; schriftliche Stellungnahme 

 

Ihr Schreiben vom 26.01.2015; Aktz: I A 2.5 – Bearbeiter Hr. Dr. Spalt 

 

Sehr geehrter Hr. Dr. Spalt, 

 

wir, der Betriebsrat der Vitos Klinik für forensische Psychiatrie am Standort 

Giessen bedanke ich mich, Ihnen die Situation unserer Beschäftigten in der Arbeit 

mit psychisch erkrankten Rechtsbrechern in den vergangenen drei Jahren zu 

schildern. 

 

 

Wir möchten in unserer Stellungnahme bewusst nicht inhaltlich auf die geplanten 

Änderungen des hessischen Maßregelvollzugsgesetzes eingehen, sondern 

unseren Fokus nur auf die Situation der Beschäftigten legen. Aus unserer Sicht 

darf bei aller Diskussion über die Rechte von Patienten im Maßregelvollzug auch 

die Würde und Unversehrtheit derer, welche sich um die Sicherung und Therapie 

der Untergebrachten kümmern, nicht außer Acht gelassen werden. 

 

 

Bereits im November 2014 haben wir, bedingt durch den aufwändigen und 

dramatischen Einsatzes des SEK vom 16.10.2014 in unserer Klinik, eine Umfrage 

unter den pflegerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gestartet. Ziel unserer 

Umfrage war es, die Erlebnisse der Beschäftigten in den vergangenen drei 

Jahren, im Kontext zum Wegfall von Zwangsmedikationen, statistisch zu erfassen 

um nach der Auswertung uns mit einem offenen Brief an die Mitglieder des 

Hessischen Landtages zu wenden. Dabei haben wir ganz spezielle Ereignisse mit 

möglichen Häufigkeitsnennungen abgefragt und zum Schluss die Frage nach 

dem subjektiv schlimmsten Erlebnis gestellt. 

 

Hr. Dr. Spalt 

Geschäftsführung 

Der Vorsitzende des Sozial- und 

Integrationspolitischen Ausschusses 

Schlossplatz 1-3 

65183 Wiesbaden 

per Fax an 0611-350-345 

Personalleitung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrter Hr. Schulz, 

 

mit Beschluss vom 11.10.2011 meldet 

der Betriebsrat in oben genannter 

Angelegenheit Erörterungsbedarf an. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrter Hr. Schulz, 

 

mit Beschluss vom 11.10.2011 meldet 

der Betriebsrat in oben genannter 

Angelegenheit Erörterungsbedarf an. 

 

Der Betriebsrat  
 
Auskunft erteilt: 
 
Martina Schwarz 
Vorsitzende 

Gießen, 27.02.2015 

Licher Str. 132 

35394 Gießen 

 

 

Tel. 0641 – 4995 – 204 

Fax 0641 – 4995 – 138 

 

Betriebsrat-Giessen 

@vitos-haina.de 

www.vitos-haina.de 

 

 

Kto-Nr. 865 0600 

BLZ 550 205 00 

BIC BFSWDE33MNZ 

IBAN DE 13550205000008650600 

Bank für Sozialwirtschaft 

 

USt-ID DE255487293 

 

 

Vitos Haina gemeinnützige GmbH 

Sitz der Gesellschaft 

und Registergericht: 

Haina HRB 5303 

 

Geschäftsführer: 

Ralf Schulz 

 

Gesellschafter: 

Vitos GmbH, LWV Hessen 

 

Vitos Klinik für forensische Psychiatrie Haina  
Licher Str. 132 / 35394 Gießen 
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Die Auswertung der Fragebögen möchten wir Ihnen nun präsentieren. Dabei geben wir im ersten Teil nur die 

von den Beschäftigten angegebenen Mengennennungen und im zweiten Teil die Freitextäußerungen wieder.  

 

1) Quantitative Abfrage von vorgegebenen Ereignissen 

a. Ich wurde während einer Sitzwache […am fixierten Patienten] beschimpft 

 

noch nie ca. 5 mal ca. 10 mal ca. 15 mal noch häufiger keine Angaben 

4 Antworten 13 Antworten 11 Antworten 4 Antworten 14 Antworten 2 

 

 

b. Ich wurde bespuckt 

 

noch nie ca. 5 mal ca. 10 mal ca. 15 mal noch häufiger keine Angaben 

10 Antworten 18 Antworten 4 Antworten 6 Antworten 10 Antworten 0 

 

 

c. Es wurden Medikamente/Lebensmittel nach mir geworfen 

 

noch nie ca. 5 mal ca. 10 mal ca. 15 mal noch häufiger keine Angaben 

5 Antworten 15 Antworten 5 Antworten 7 Antworten 13 Antworten 3 

 

 

d. Es wurden Getränke […kalt wie auch heiß] nach mir geschüttet 

 

noch nie ca. 5 mal ca. 10 mal ca. 15 mal noch häufiger keine Angaben 

7 Antworten 15 Antworten 9 Antworten 4 Antworten 11 Antworten 2 

 

 

e. Es wurden Fäkalien nach mir geworfen/geschüttet 

 

noch nie ca. 5 mal ca. 10 mal ca. 15 mal noch häufiger keine Angaben 

 17 Antworten 17 Antworten 5 Antworten 0 Antworten 4 Antworten 5 

 

 

f. Ich wurde getreten/geschlagen 

 

noch nie ca. 5 mal ca. 10 mal ca. 15 mal noch häufiger keine Angaben 

 14 Antworten 20 Antworten 7 Antworten 1 Antworten 4 Antworten 2 

 

 

g. Ich wurde Opfer eines sexuellen Übergriffs (verbal oder körperlich) 

 

noch nie ca. 5 mal ca. 10 mal ca. 15 mal noch häufiger keine Angaben 

 19 Antworten 11 Antworten 3 Antworten 2 Antworten 8 Antworten 5 
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2) Subjektive Abfrage nach den schlimmsten Erlebnissen 

Die folgenden Aussagen von unseren Beschäftigten geben wir Ihnen ungefiltert weiter, um Ihnen ein 

Gefühl dafür zu geben, womit sich die Pflege hier am Standort Giessen beschäftigen muss. 

 

 „Pat. Schlug und trat nach mir“ 
 „Patient greift mich an und versucht mich zu würgen. Nur mit Hilfe der Kollegen konnte der Angriff 

abgewehrt werden“ 
 „unbehandelte Patienten aufgrund ihrer Gefährlichkeit kaum Lockerungen ermöglichen zu können und 

diesen dabei zuschauen zu müssen, wie es ihnen immer schlechter geht; sowie zu erfahren, das 
Kollegen angegriffen wurden und dabei erheblich zu Schaden kamen“ 

 „kein einzelnes Erlebnis, allerdings die Summe der (zunehmenden) verbalen oder körperlichen 
Übergriffe und die daraus entstehende Hilflosigkeit sind sehr belastend. Vor allem bespucken oder 
sexuelle Übergriffe sind für mich schwer weg zu stecken“ 

 „kurz nach Aufschluss begann ein Patient einen Mitpatient zu attackieren, Alarm wurde ausgelöst. Der 
Patient lief unkontrolliert über Station; nur 2 PMA vor Ort; Hilfe kam verzögert“ 

 „Nasen- und Schädelprellung. Fuß angebrochen“ 
 „Zusammengefasst gab es diesbezüglich mehrere, in deren Folge Kollegen verletzt oder die Polizei 

um Amtshilfe gebeten wurde, oder Patienten in der Klinik Feuer gelegt hatten“ 
 SEK Einsatz 
 Als Masturbationsvorlage benutzt worden und dabei auf das schlimmste Beschimpft worden 
 Körperlicher Übergriff meinerseits – Schlag gegen den Rücken 
 Überwältigung eines Patient durch SEK 
 Während eines Gesprächs, welches der Patient verlangt hatte, griff er mich an und würgte mich, 

solange bis Hilfe durch Kollegen erfolgen konnte  Tötungsabsicht! 
 Patient reißt sich ein Auge heraus. Patient springt ohne Vorwarnzeichen auf mich und versucht, mich 

zu Boden zu bringen 

 

 

Wir hoffen, Ihnen veranschaulicht zu haben, welchen Arbeitsumständen unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

unterliegen, seit es nicht mehr die Möglichkeit von Zwangsmedikationen am Patienten gibt. Aus diesem Grunde 

halten wir es für unbedingt notwendig, dass das Hessische Maßregelvollzugsgesetz entsprechend angepasst 

wird, damit es nicht mehr zu solchen Ereignissen für unsere Beschäftigten kommt. 

 

 

Wir sind uns natürlich auch der heiklen Situation bewusst, wenn sich der Hessische Landtag mit der Frage von 

Zwangsmedikation am Patienten innerhalb von forensischen Psychiatrien beschäftigt, wissen aber auch, wie 

erforderlich es ist, solch schwerkranken Patienten in deren Akutkrisen helfen zu können und alle an diesem 

Prozess beteiligten Personen zu schützen. So, wie es in den vergangenen drei Jahren gewesen ist, darf es nicht 

mehr weitergehen. 

 

 

In Erwartung einer positiven Entscheidung für die, in einer forensischen Klinik untergebrachten Patienten und 

dem Beschäftigten, welche sich um die Sicherung und Besserung der Klientel bemüht, verbleibe ich mit 

freundlichen Grüßen. 

 

 

 

 

 

 

Thomas Stein 

Stellv. Betriebsratsvorsitzender 
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Von: Johannes Mayrl
An: Czech, Annette (HLT)
Thema: Anhörung zur Novellierung des Maßregelvollzugsgesetzes Druck 19/1195
Datum: Freitag, 27. Februar 2015 11:00:07

Sehr geehrte Damen und Herren,

bezüglich des § 5a im Rahmen der Novellierung des Hessischen
Maßregelvollzugsgesetzes zur Regelung der Patientenfürsprecherschaft
nehme ich wie folgt Stellung:

ad 1:
Um Patientenanliegen adäquat einschätzen und im Bedarfsfalle effektiver
vertreten zu können, sind nach meinen Erfahrungen Kenntnisse der
Strukturen einer Einrichtung und ein fachspezifisches Wissen zum
Maßregelvollzug von Nutzen. Insofern ist Einvernehmlichkeit zwischen der
Verordnetenversammlung des Kreistages bzw. der kreisfreien Stadt und dem
Einrichtungsträger hinsichtlich der Eignung einer Person für dieses Amt
zu befürworten.

ad 5:
Diskussionsbedarf besteht m.E., ob diese Einvernehmlichkeit nicht eine
andere Bedeutung bekommt, wenn die Kosten der Aufwandsentschädigung
durch den Träger der Einrichtung
übernommen werden. Die Unabhängigkeit der Funktion einer
Patientenfürsprecherschaft, wie sie im §7 des Hessischen
Krankenhausgesetzes, Abs.2, angelegt ist, erscheint mir dadurch in Frage
gestellt.

Mit freundlichen Grüßen
J.Mayrl
Patientenfürsprecher der Klinik für forensische Psychiatrie Standort Haina
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Belastungen für das Klinikpersonal in Folge von unbehandelten chronisch 

psychisch kranken Patienten ohne Möglichkeit der Zwangsbehandlung  

 

Dargestellt anhand eines Patienten, der in Folge einer Medikamentenverweigerung manisch-

psychotisch dekompensierte und letztendlich nur noch auf einer gesicherten Kriseninterventionssta-

tion „verwahrt“ werden konnte. Zum Zwecke der Anonymisierung werden im Folgenden die Berichte 

stark abgewandelt, jedoch ohne diese gravierender darzustellen, als sie sich ereignet haben. Viel-

mehr ist dieser Fallbericht bei Weitem noch nicht als Extremfall zu sehen, insbesondere da von dem 

Patienten keine Gewalttaten gegen Personal oder Mitpatienten ausgingen und er somit auch „nur“ 

auf einer gesicherten (nicht hochgesicherten) Station untergebracht war.  

Diese Falldarstellung erhebt nicht den Anspruch, den gesamten Verlauf der unbehandelten Phase 

wiederzugeben, sondern soll lediglich exemplarisch einige, der durch die nicht erfolgte pharmakolo-

gische Behandlung, auftretenden Belastungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aufzeigen.  

Aufgrund der Absonderung war allein formal eine wesentlich intensivere Betreuung notwendig: tägli-

che Visite durch den Casemanager oder den Arzt/der Ärztin vom Dienst; Essen, Duschen und Hofgang 

mussten gesondert von den auf Station untergebrachten Mitpatienten gemanagt werden, wobei aus 

Sicherheitsgründen bei einer Einzelzimmerabsonderung generell jeweils die Anwesenheit von zwei 

Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen gegenüber dem Patienten vorgeschrieben ist.  

In diesem speziellen Fall kam ein außerordentlicher Rededrang des Patienten, gepaart mit einem 

enormen Geltungsdrang und Größenwahn hinzu: der Patient hatte nahezu jeden Tag neue größere 

Projekte im Kopf, die er verwirklichen wollte. Er bestand darauf, diese ausführlich mit dem Personal 

zu erörtern, wobei er drängend, und beleidigend auftrat. Auch zeigte er sich in Gesprächen distanz-

gemindert-obszön (z.B. begann er mitten in einem Gespräch vor dem Personal zu Onanieren). Um 

längere Gesprächszeiten zu erzwingen (obwohl der Patient ohnehin weit überdurchschnittlich viele 

Kontakte und Gespräche mit Pflege- und therapeutischem Personal sowie der Abteilungsleitung hat-

te) blockierte er regelmäßig beim Zellenzuschluss die Tür oder weigerte sich das Bad zu verlassen.  

Aufgrund religiöser Wahninhalte, war der Patient überzeugt „Rituale“ vollführen zu müssen, die 

hauptsächlich daraus bestanden sich selbst und die Zelle mit Fäkalien und Urin einzureiben oder aus 

der Toilette zu trinken (direkt nachdem er in diese uriniert hatte). Wegen seines Geltungsdrangs voll-

zog er diese „Rituale“ vorzugsweise in Anwesenheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Hierdurch 

wurden die Gespräche mit dem Patienten enorm aversiv. Durch die Penetranz dieser Verhaltenswei-

sen war der Bereich der Einzelzimmer insgesamt einer starken, schwer zu ertragenden Geruchsbelas-

tung ausgesetzt, die nur als ekelerregend beschrieben werden kann und die alle Berufsgruppen so-

wie die Patienten der Station ertragen mussten. Dieser Geruchsbelastung konnte auch durch tägliche 

Grundreinigungen der Einzelzimmer nicht beigekommen werden.  

Neben den direkten Belastungen, ergaben sich diverse indirekte Zusatzbelastungen für die Kollegin-

nen und Kollegen: zeitlicher und organisatorischer Aufwand durch Kontakte mit dem Gericht oder 

dem Betreuer und dem Anwalt des Patienten (z.B. um regelmäßig die unausgesetzte Absonderung zu 

beantragen oder um Kontakte zu ermöglichen) oder durch vermehrt psychopathologische Auffällig-

keiten bei anderen Patienten, die sich aus der nahezu durchgängigen gestörten Nachtruhe ergab 
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(nachts war der Patient am Schreien, imitierte Tiergeräusche oder trommelte ausdauernd und laut-

stark).  

Aufgrund der massiven Verschmutzung des gesicherten Einzelzimmers und durch Randalieren schaff-

te es der Patient fast durchgehend zwei Zellen in Beschlag zu nehmen. Regelmäßig musste der Pati-

ent zwischen zwei Zellen hin und her verlegt werden, da zerstörtes Inventar repariert werden musste 

oder eine ausreichende Reinigung nur nach Demontage des Inventars möglich war. Hierbei musste 

neben dem regulären Stationspersonal die Bauabteilung mit involviert werden.  

Darüber hinaus zeigte der Patient verstärkt selbstverletzendes Verhalten. Zunächst schlug er seinen 

Kopf wiederholt rhythmisch vor das Fenster oder im Hof vor einen Metallpfahl. Zuletzt schlug er sich 

(wieder in der Überzeugung ein religiöses „Ritual“ durchführen zu müssen) an dem Boden der Zelle 

sämtliche Schneidezähne aus. Im Zuge akuter selbstverletzender Handlungen musste der Patient 

mehrfach in die Fixierung genommen werden. Dies bedeutete, direkt in der Situation eine ausrei-

chende Mannstärke von über zehn Pflegekräften zusammenzurufen, um Selbstverletzungen und 

etwaige, nicht ausschließbare, fremdgefährdende Handlungen unterbinden zu können und die Fixie-

rung durchzuführen. Das es in diesen Situationen nicht zu Verletzungen von Personal kam, war leider 

nicht selbstverständlich, da der Patient in der Vergangenheit – z.B. um sich einer Verhaftung zu ent-

ziehen – bereits gegenüber Polizeibeamten gewalttätig geworden war. In der Fixierung war dann 

jeweils durchgängig über mehrere Tage eine Sitzwache nötig.  

Dieses Verhalten des Patienten steht im diametralen Kontrast zu der Möglichkeit – mit medikamen-

töser Behandlung - eine Unterbringung auf einer offenen Station und perspektivisch die Vorbereitung 

einer Entlassungsperspektive zu erreichen. Also einer deutlich angenehmeren Situation sowohl für 

den Patienten als auch für die Mitarbeiter. Die überwiegende Mehrzahl der in der Vitos Klinik für 

forensische Psychiatrie Haina untergebrachten Patienten profitiert von der Behandlung und kann in 

der Folge in ein soziales Umfeld oder eine weniger eingreifende Lebensform (re)sozialisiert werden.  
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DFPP -  

 

An 

die Vorsitzende 
des Sozial- und integrationspolitischen Ausschuss 
Frau C. Ravensburg 
 
Hessischen Landtag 
Postfach 3240 
65022 Wiesbaden 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende Ravensburg, 
sehr geehrte Damen und Herren des Ausschusses, 

 gern nehmen wir Stellung zum vorgelegten Gesetzentwurf. Die Deut-
sche Fachgesellschaft Psychiatrische Pflege e.V. (DFPP) begrüßt das 
Vorhaben der hessischen Landesregierung, den Maßregelvollzug im 
Bundesland weiter zu entwickeln. Die Orientierung an der Individuali-
tät der Menschen, die im Maßregelvollzug untergebracht sind, wird zu 
einer höheren Lebensqualität führen. In dem Plan, sich der Rechtspre-
chung zu Zwangsmaßnahmen anzupassen, zeigt die hessische Landes-
regierung die klare Absicht, eine zeitgemäße Versorgung psychisch 
kranker Straftäter zu gestalten. 

 Die Bereitschaft, in den Gemeinden, in denen sich forensisch-
psychiatrische Kliniken befinden, Forensik-Beiräte einzurichten, ist 
ein Signal, mit der Gesellschaft und den unmittelbaren Nachbarschaf-
ten auf Augenhöhe sprechen zu wollen. So wird deutlich, dass der 
Maßregelvollzug eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist. Die Erfah-
rung in anderen Bundesländern - beispielsweise in Nordrhein-
Westfalen - zeigt, dass die Isolation forensisch-psychiatrischer Ein-
richtungen zugunsten einer zunehmenden Einbettung in das kommu-
nale Miteinander weicht. 

 Dass im Zuge der Reform des Maßregelvollzugsrechts Ombudsleute 
in den forensisch-psychiatrischen Einrichtungen verankert werden sol-
len, ist unbedingt zu begrüßen. Die Implementierung von Ombudsleu-
ten ist ein Beitrag mehr zur Stärkung des Selbstbestimmungsrechts der 
betroffenen Menschen in den Einrichtungen. Zu überlegen wäre für 
die hessische Landesregierung, ob die Initiierung paritätisch besetzter 
Besuchskommissionen, die regelmäßig vor Ort zu Gast sind, nicht ein 

Deutsche Fachgesellschaft 
Psychiatrische Pflege 
 
 
 
Ulm, den 27.02.2014 
 
 
 
Bruno Hemkendreis 
Präsident 
hemkendreis@dfpp.de 
 
 
 
Dorothea Sauter 
Vize‐Präsidentin 
sauter@dfpp.de 

 
Uwe Genge 
Vize‐Präsident 
Finanzverwaltung 
genge@dfpp.de 
 
 
 
 
 
Postanschrift 
Deutsche Fachgesellschaft Psychiatri‐
sche Pflege 
c/o Uwe Genge 
Eichenhang 49 
89075 Ulm 
 
 
 
Bankverbindung 
Sparkasse Ulm 
BLZ 63050000 
Konto 21188994 
 
IBAN  
DE 94 6305 0000 0021 1889 94 
BIC SOLADES1ULM 
 
 
AG Köln 
VR 17301 
 

81



 
 

 
DFPP – Deutsche Fachgesellschaft Psychiatrische Pflege | www.dfpp.de 

verlässlicheres Qualitätssicherungsmoment wäre.  

 Das Expertentum in der forensischen Psychiatrie beschränkt sich nicht nur auf die professio-
nell Tätigen aus den unterschiedlichen Berufsgruppen. In den Grenzen, die die Gesetze schaf-
fen, sind die betroffenen Menschen Experten der eigenen Erkrankung und Genesung. Die An-
gehörigen sind in der Regel entscheidende Orientierungshilfen beim Anbahnen der rehabilitati-
ven Maßnahmen. Die DFPP spricht sich ausdrücklich dafür aus, die trialogischen Elemente in 
der forensischen Psychiatrie zu stärken. Die mittel- bis langfristige Unterbringung der Men-
schen bietet günstige Voraussetzungen, den Trialog in der Psychiatrie weiter zu entwickeln. 

 In der Weiterentwicklung des Maßregelvollzugsrechts in Hessen sollte sich auch die Interpro-
fessionalität der handelnden Berufsgruppen niederschlagen. Die zunehmende Professionalisie-
rung der Pflegenden und die Erweiterung berufsgruppenübergreifender Handlungskonzepte 
sind Grund genug, dass sich auch in Gutachten und Therapieempfehlungen die Kompetenz der 
Pflegenden niederschlägt. Denn wer an 7 Tagen in der Woche 24 Stunden Wegbegleiter der fo-
rensisch-psychiatrischen Patientinnen und Patienten ist, ist nicht nur ausgewiesener Alltags-
partner psychisch kranker Straftäter. Das Leben als Modell bietet gute Voraussetzungen für die 
Erprobung sozialen Lebens inklusive Verhaltenstrainings. Eine berufsgruppenübergreifende 
Behandlungsplanung und eine ebenso gestaltete Bewertung sollte nach Meinung der DFPP 
selbstverständlicher Teil einer gesetzlichen Maßgabe sein. Leider findet diese Tatsache im vor-
liegenden Gesetzentwurf nur ungenügend Berücksichtigung. In §7 werden lediglich die medi-
zinische, psychotherapeutische, soziotherapeutische und heilpädagogische Behandlung ange-
sprochen. 

 Psychiatrisch Pflegende leisten im soziomilieutherapeutischen Kontext eine wertvolle Arbeit, 
die sich in den Rahmenbedingungen des Maßregelvollzugs abzeichnen sollte. Sinnvolle All-
tagserprobung und Einübung verlorengegangener Alltagskompetenzen kann beispielsweise nur 
in einem stationären Setting gelingen, das über 6 bis 8 Personen in einer Wohngruppe nicht 
hinausgehen sollte. So alltagsnah wie möglich sollten Hilfen gestaltet werden. Wenn das neue 
Maßregelvollzuggesetz in Hessen dieses Grundverständnis nicht abbildet, wird es Entscheiden-
des versäumen. Die bestehenden und unbedingt auszubauenden forensisch-psychiatrischen 
Fachambulanzen, in denen glücklicherweise auch psychiatrisch Pflegende arbeiten, bedeuten 
letztendlich eine Annäherung an gemeindepsychiatrische Prinzipien in der Versorgung foren-
sisch-psychiatrischer Patientinnen und Patienten. 

 Zum Alltagserleben gehört die Beachtung des Gender-Aspekts, besonders für Menschen, die in 
der eigenen Sozialisation das Mann-und Frau-Sein nicht habe kultivieren können. Das neue 
hessische Maßregelvollzugsgesetz sollte festschreiben, dass körperliche Untersuchungen sowie 
das Begleiten bei Urin-Kontrollen für Drogenscreenings und vergleichbare Maßnahmen durch 
gleichgeschlechtliche Beschäftigte geschehen. 

 Missverständlich ist die Einleitung und Überwachung von Menschen angedacht, denen nur 
noch eine Zwangsmaßnahme hilft. Dass eine Zwangsmaßnahme nur eine „ultima ratio“ sein 
kann, muss eine Selbstverständlichkeit sein, die sich wirklich nur im gesetzlichen Rahmen be-
wegen darf. Ungenau bleibt, wer die Durchführungsverantwortung in diesem Zusammenhang 
wahrnimmt. Die Überwachung und Verlaufsdokumentation ist eine genuin pflegerische Aufga-
be. Die Formulierung im Entwurf deutet die Verantwortlichkeit des medizinischen Personals 
an. Gleichzeitig bleibt die Frage offen, die bekanntlich zunehmend an Brisanz gewinnt, ob eine 
1:1-Betreuung oder eine Kameraüberwachung oder eine andere Form der Begleitung stattfin-
den muss. Die DFPP steht gerne als Gesprächspartner zur Konkretisierung der offenen Fragen 
zur Verfügung. 
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 Die DFPP begrüßt, dass sich die Begleitung forensisch-psychiatrischer Patientinnen und Pati-
enten zum Positiven entwickelt. Es muss in der Überarbeitung der Gesetze und Verordnungen 
deutlich werden, wie ernst die Reformbemühungen gemeint sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für Fragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
 
Im Auftrag des Vorstandes  
Finanzverwaltung 
 
 
 
Uwe Genge 
RbP, Dipl.-Pflegewirt (FH) 
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Körperschaft des öffentlichen Rechts 

Landesärztekammer Hessen 

L3ndesärztekammer Hessen. Im Vogelsgesang 3, 60488 Frankfurt 3. M 

Hessischer Landtag 
Die Vorsitzende des Sozial- und 
Integrationspolitischen Ausschusses 

DER PRÄSIDENT 

Postfach 3240 
65022 Wiesbaden 

Postfach 90 06 69 • 60446 Frankfurt am Main 
Im Vogelsgesang 3 » 60488 Frankfurt am Main 
Telefon (069) 97672 - 0 • Durchwahl - 97672-111 
Telefax (069) 97672 - 166 

(bitte ininicr angeben) 
Unsei Zeichen: 27. Februar 2015 

Gesetzesentwurf der Landesregierung für ein Zweites Gesetz zur Änderung des 
Maßregelvollzugsgesetzes 
Stellungnahme der Landesärztekammer Hessen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Schreiben vom 15. Januar 2015 wurde die Landesärztekammer Hessen um 
Stellungnahme zu dem Gesetzesentwurf der Landesregierung für ein Zweites Gesetz zur 
Änderung des Maßregelvollzugsgesetzes gebeten. Dieser Aufforderung kommen wir 
hiermit gerne nach. 

Die im Maßregelvollzug untergebrachten Patienten haben aufgrund einer psychischen 
Erkrankung ohne Schuld eine Straftat begangen. Aufgabe eines hessischen Maßregelvoll­
zugsgesetzes ist die Sicherung und Therapie dieser Patienten. Aus ärztlicher Sicht muss 
ein zentraler Punkt eines modernen Maßregelvollzugsgesetzes sein, dass ein ange­
messener Umgang mit den untergebrachten Patienten gewährleistet ist. Die Therapie steht 
im Vordergrund und dient der Vorbereitung auf die Rückkehr in die Freiheit. 

Dem vorliegenden Gesetzesentwurf fehlen jedoch leider jegliche Ansätze für 
Hilfestellungen und Resozialisierungsmaßnahmen, die den Patienten nach der Entlassung 
ein eigenständiges Leben ermöglichen sollen. So könnte bereits während des 
Maßregelvollzuges mit einer Beschäftigungs- und Arbeitstherapie dem Untergebrachten ein 
Angebot unterbreitet werden, das ihm die Möglichkeit bietet, benötigte Fähigkeiten zu 
bewahren oder zu erwerben, um nach seiner Entlassung Zugang zu einer Erwerbstätigkeit 
zu erhalten. 

Auch die Rehabilitation sollte nach einer Entlassung aus dem Maßregelvollzug eine 
wichtige Rolle spielen und eine anschließende Betreuung durch den, ggf. auszubauenden 
Sozialpsychiatrischen Dienst erfolgen. Dieser sollte präventiv tätig sein und aufsuchende 
Hilfe und Unterstützung anbieten. 
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Besuchskommission 

Grundsätzlich zu begrüßen wären aus Sicht der Landesärztekammer Hessen ferner weitere 
Unterstützungs- und Hilfselemente für die sich im Maßregelvollzug befindlichen Personen, 
wie z.B. eine Besuchskommission. Diese sollte folgende Aufgaben haben: 

• Besuch und Überprüfung der psychiatrischen Einrichtungen, in denen der 
Maßregelvollzug durchgeführt wird, ob diese die mit dem Maßregelvollzug 
verbundenen Anforderungen erfüllen. 

• Überprüfung und Auswertung von mündlichen Anregungen, Wünschen und 
Beschwerden von im Maßregelvollzug befindlichen Personen. 

Zur Gewährleistung der erforderlichen Funktionsfähigkeit sollte klar definiert werden, wie 
der Kontakt zur Besucherkommission möglichst niederschwellig hergestellt werden kann. 

Um ihrer wichtigen Aufgabe gerecht zu werden - die zwingend auch entsprechendes 
spezifisches Fachwissen voraussetzen würde - sollte die Besuchskommission neben dem 
ungehinderten Zugang zu der Maßregelvollzugsanstalt auch die Möglichkeit haben, 
Einsicht in die in Berichte an die Fachaufsicht zu nehmen, soweit ihr örtlicher 
Zuständigkeitsbereich betroffen ist. Ferner sollte die Besuchskommission ein 
Auskunftsrecht gegenüber der Fachaufsichtsbehörde hinsichtlich der Behebung von 
festgestellten Mängeln haben. 

Die Besuchskommission sollte obligat neben der Berichtspflicht an die 
Fachaufsichtsbehörde auch einen jährlichen Bericht an den Hessischen Landtag verfassen. 
Auf diese Weise würde der Hessische Landtag regelmäßig über die tiefgreifenden 
Grundrechtseinschränkungen seiner Bürger informiert werden. 

Um die Unabhängigkeit der Besuchskommission sicherzustellen, sollte die Berufung der 
Mitglieder durch die zuständige Behörde auf Vorschlag durch entsprechende Verbände 
bzw. Vertretungen erfolgen. Die Landesärztekammer Hessen wäre in diesem 
Zusammenhang bereit, der zuständigen Behörde einen unabhängigen Vorschlag zur 
ärztlichen Besetzung zu unterbreiten. 

§ 3 Maßregelvollzugsgesetz 

Die unabhängige ärztliche Therapiefreiheit ist auch im Bereich des Maßregelvollzugs von 
elementarer Bedeutung. Das Weisungsrecht der Fachaufsichtsbehörde sollte daher nicht 
nur in der Gesetzesbegründung auf die Aufgaben des Vollzuges beschränkt werden. Eine 
entsprechende Klarstellung sollte zur Vermeidung von Missverständnissen ausdrücklich in 
den Gesetzestext aufgenommen werden. 

§ 7a Maßregelvollzugsgesetz „Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der 
Gesundheitsfürsorge" 

Bei der Behandlung psychisch kranker Menschen sollten - auch im Maßregelvollzug - die 
gleichen Maßstäbe gesetzt werden, die auch im Rahmen einer Unterbringung psychisch 
kranker Menschen gelten. 
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Zwangsmaßnahmen stellen einen erheblichen Eingriff in die Grundrechte der 
untergebrachten Person dar. Deren Anwendung muss daher grundsätzlich ultima ratio sein. 

Die Durchführung von Zwangsmaßnahmen im Maßregelvollzug ohne einen 
entsprechenden gerichtlichen Beschluss sollte nicht zulässig sein. Die rechtliche 
Zulässigkeit der Zwangsmaßnahme ist - unserer Ansicht nach - nur durch einen per se 
unabhängigen Richter frei beurteilbar. Dies sollte auch im Rahmen des 
Maßregelvollzugsgesetz seinen Niederschlag finden. Eine entsprechende Regelung würde 
nicht nur der Sicherheit der Untergebrachten dienen, sondern auch die dringend 
erforderliche der Rechtssicherheit der sonstig involvierten Personen. Auch dürfte die 
allgemeine Akzeptanz der Anordnung und Durchführung von Zwangsmaßnahmen durch 
einen Richtervorbehalt gestärkt werden. 

Die Durchführung von Zwangsbehandlungen bei einwilligungsfähigen untergebrachten 
Personen ist nach unserer Ansicht nicht vertretbar. Die Zentrale Kommission zur Wahrung 
ethischer Grundsätze in der Medizin und ihren Grenzgebieten bei der Bundesärztekammer 
(Zentrale Ethikkommission) führt in ihrer Stellungnahme vom 28. Juni 2013 aus: „Eine 
drohende Fremdschädigung durch aggressives bzw. gewalttätiges Verhalten infolge der 
psychischen Erkrankung kann in der Regel durch freiheitsentziehende und sichernde 
Maßnahmen verhindert werden und rechtfertigt daher allein keine Zwangsbehandlung. 
Auch eine akute Gefahr der Selbstschädigung durch krankheitsbedingtes, aktiv 
selbstschädigendes Verhalten kann unter Umständen durch andere Schutzmaßnahmen 
wie eine Unterbringung abgewendet werden." Und kurz davor: „In keinem Fall darf die 
verweigerte Einwilligung als Indiz für die fehlende Einwilligungsfähigkeit oder gar für das 
Bestehen eines pathologischen Zustands gedeutet werden." Dies entspricht der 
Überzeugung der Landesärztekammer Hessen. 

Die Stellungnahme der Zentralen Ethikkommission vom 28. Juni 2013 ist als Anlage 
beigefügt. 

§ 7b Maßregelvollzugsgesetz 

In § 7b Maßregelvollzugsgesetz ist nicht vorgesehen, dass die Anwendung unmittelbaren 
Zwangs zunächst angedroht werden muss. Auch wenn es Situationen geben kann, in 
denen von einer Androhung des unmittelbaren Zwangs abgesehen werden kann, halten wir 
das Erfordernis, unmittelbare Gewalt im Umgang mit Patienten zunächst anzukündigen, für 
dringend erforderlich. 

§ 32 Maßregelvollzugsgesetz 

Die neu eingeführten Disziplinarmaßnahmen sollen einerseits der Aufrechterhaltung der 
Ordnung in der Maßregelvollzugsanstalt dienen, andererseits sollen sie einen präventiven 
Charakter haben. Voraussetzung für die Verhängung von Disziplinarmaßnahmen ist ein 
schuldhaftes Verhalten des Untergebrachten. 

Die im Maßregelvollzug Untergebrachten haben die von Ihnen begangene, rechtswidrige 
Tat im Zustand der Schuldunfähigkeit bzw. der verminderten Schuldfähigkeit begangen. Es 
handelt sich hierbei regelmäßig um psychisch kranke Menschen. Ein schuldhaftes 
Verhalten des Untergebrachten bei Fehlverhalten dürfte daher regelmäßig nicht gegeben 
sein. 
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Auch eine mögliche präventive Wirkung dürfte durch Disziplinarmaßnahmen nicht erzielt 
werden. Eine solche wären eher durch Hilfsangebot zu gewährleisten, die individuell auf die 
Bedürfnisse der Untergebrachten ausgerichtet sind. Sofern eine besondere Schwere der 
Erkrankung vorliegt, muss dies im Rahmen einer erhöhten Betreuung durch Fachpersonal 
kompensiert werden. Abschreckende Maßnahmen scheinen hingegen nicht mehr 
zeitgemäß. 

Im Rahmen des § 32 sollte auch auf die Regelung des § 56 Hessisches 
Strafvollzugsgesetz verwiesen werden. 

§ 34 Maßregelvollzugsgesetz 

In Abs. 5 sollte unseres Erachtens aus Klarstellungsgründen ausdrücklich auf eine 
unmittelbare ärztliche Mitwirkung hingewiesen werden. 

§ 35 Maßregelvollzugsgesetz 

Satz 3 kann in diesem Paragraphen (Anordnung einer Einzelunterbringung nach 
therapeutischen Gründen) entfallen, da der Verweis auf § 7 obsolet ist. 

§ 36 Maßregelvollzugsgesetz 

Zunächst möchten wir darauf hinweisen, dass auch im Rahmen des Maßregelvollzugs eine 
Verarbeitung personenbezogener Daten ausschließlich erfolgen sollte, sofern diese zur 
Therapie oder im Rahmen der Unterbringung erforderlich ist. 

Abs. 2) 

In diesem Zusammenhang ist die Dokumentation der Behandlung der Anlasserkrankung in 
der Personalakte aus ärztlicher Sicht nicht vertretbar. Die Behandlung von psychisch 
kranken Menschen setzt ein tiefgreifendes Vertrauen voraus, dessen Fundament die 
ärztliche Schweigepflicht ist. 

Wir möchten an dieser Stelle unterstreichen, dass die Arzt-Patienten-Beziehung besonders 
schützenswert ist und eine Aufweichung der ärztlichen Schweigepflicht einen erheblichen,, 
den Therapieerfolg möglicherweise gefährdenden, Vertrauensverlust bedeuten würde. Der 
Patient muss darauf vertrauen können, dass die persönlichen Daten, die er dem Arzt im 
Rahmen der Therapie mitteilt, Dritten nicht zugänglich gemacht werden und die 
Schweigepflicht eingehalten wird. Dies setzt jedoch zwingend eine Trennung der 
Personalakte und der Krankenakte voraus. Die derzeit vorgesehene Regelung könnte zu 
einer Kontrolle oder Überwachung der Behandlungsbeziehung führen, die den Zweck der 
Behandlung konterkariert. 

Natürlich bleibt eine Behandlung der Anlasserkrankung eines Patienten im Maßregelvollzug 
in die Institution und den Behandlungsursprung und -zweck eingebunden. Für 
Entscheidungen, bezogen auf den Maßregelvollzug, die die Institution betreffen, ist ein 
Informationsaustausch erforderlich. Dies sollte, wie auch schon jetzt praktiziert, mittels 
Befundberichte und gutachterlichen Stellungnahmen zu spezifischen Fragestellungen 

87



- 5 -

erfolgen. Eine entsprechende Normierung im Maßregelvollzugsgesetz halten wir für 
wünschenswert. Ein weitergehendes "Eindringen" durch nicht unmittelbar in den 
therapeutischen Prozess eingebundene Dritte in bisher geschützte Behandlungsbereiche 
ist aus ärztlicher Sicht nicht notwendig und angezeigt, es besteht sogar eine 
Kontraindikation. 

Eine Einschränkung des § 61 Abs. 1, Abs. 2 Hessisches Strafvollzugsgesetz ist daher nicht 
angezeigt. 

Nr. 3 - aufgrund der zu trennenden Personal- und Krankenakte ist sicher zu stellen, dass 
bei einer Verlegung die Krankenakte ausschließlich an den neuen behandelnden Arzt 
weitergegeben wird. Ein detailliertes Informationsbedürfnis der Verwaltung der 
aufnehmenden Einrichtung, das nicht durch einen Arztbrief gestillt werden kann, ist nicht 
ersichtlich. 

Nr. 5 - Eine Übermittlung personenbezogener Daten darf, unabhängig von der Frage des § 
203 des Strafgesetzbuches, nur erfolgen, sofern dies für den Zweck des Empfängers 
erforderlich ist. Auch unterliegen die übermittelten Daten grundsätzlich nach den 
datenschutzrechtlichen Grundsätzen einer Zweckbindung. Dem Schutzinteresse des 
Untergebrachten folgend wäre es angezeigt, auch an dieser Stelle auf die erforderliche 
Trennung der Personalakte und der Krankenakte abzustellen. 

Die von Dritten übersandten medizinischen Daten sollten in der Regel ausschließlich an die 
behandelnden Ärzte übermittelt werden. 

Im Zusammenhang mit dem Einsichtsrecht der untergebrachten Person sollte 
Hervorgehoben werden, dass dieser ein umfassendes Einsichtsrecht zusteht, also auch in 
die persönlichen Unterlagen des behandelnden Arztes. In diesem Zusammenhang sei auf 
den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 9. Januar 2006, Az. 2 BvR 443/02 
hingewiesen. 

Abschließend ist zu betonen, dass die Landesärztekammer Hessen die Trennung der 
Novellierung des Maßregelvollzugsgesetzes von einer Überarbeitung des Gesetzes über 
die Entziehung der Freiheit geisteskranker, geistesschwacher, rauschgift- oder 
alkoholsüchtiger Personen begrüßt. Eine Überarbeitung des vorliegenden 
Gesetzesentwurfes hinsichtlich der erforderlichen Hilfen für die Untergebrachten, der 
Zwangsmaßnahmen sowie des Datenschutzes ist aus ärztlicher Sicht jedoch geboten. 
Gerne stehen wir Ihnen hierzu als Landesärztekammer Hessen mit fachlicher Expertise zur 
Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Abs. 1) 

Abs. 3) 

Abs. 5) 

Dr. med; Gottfried'von Knoblauch zu Hatzbach 
Präsident 
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Dr. Rolf Marschner 

 

Anhörung zu dem Gesetzentwurf  der Landesregierung für ein Zweites Gesetz zur Änderung 

des Maßregelvollzugsgesetzes – Drucks. 19/1195 

 

1. Vorbemerkung 

 

In Hessen ist am 1. 1. 1982 das erste Maßregelvollzugsgesetz in Deutschland in Kraft getreten 

(Marschner MSchrKrim 1982, 177). Diese Vorreiterrolle für eine rechtstaatliche und 

verfassungskonforme Regelung der Rechtsverhältnisse im Maßregelvollzug gilt es zu 

bewahren. Dem wird der vorliegende Gesetzentwurf nicht gerecht. Ich werde dabei meine 

Stellungnahme im Wesentlichen auf die Aspekte der Behandlung sowie der besonderen 

Sicherungsmaßnahmen beschränken. 

Allerdings möchte ich vorab darauf hinweisen, dass im Hessischen Maßregelvollzugsgesetz 

Vorschriften zur Entlohnung für geleistete Arbeit und eine daran anknüpfende 

Sozialversicherungspflicht vollständig fehlen (hierzu Marschner in: Kammeier 

Maßregelvollzugsrecht E 43ff.). Es ist aber sicherzustellen, dass untergebrachte Personen im 

Maßregelvollzug, die wirtschaftlich verwertbare Arbeitsleistungen erbringen, hierfür entlohnt 

werden und dass Beiträge zur Sozialversicherung nach allgemeinen Grundsätzen abzuführen 

sind. Die Beiträge trägt das Land. 

 

2. Zu § 7a  Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge 

Das Bundesverfassungsgericht hat in drei Entscheidungen zum Maßregelvollzug (Beschlüsse 

vom 23. 3. 2011 R&P 2011, 168, 12. 10. 2011 R&P 20112, 31 und 20. 2. 2013 R&P 2013, 

89) grundlegende Ausführungen zu den verfassungsrechtlich gebotenen Voraussetzungen und 

Grenzen der Zwangsbehandlung gemacht.  

 

Ungeachtet der Schwere des Grundrechtseingriffs ist es dem Gesetzgeber demnach nicht 

grundsätzlich verwehrt, solche Eingriffe zuzulassen. Als Rechtfertigung kommt aber nicht der 

Schutz Dritter, sondern nur das grundrechtliche Freiheitsinteresse des Betroffenen selbst in 

Betracht, wenn dieser zur Einsicht in die Schwere seiner Krankheit und die Notwendigkeit 

von Behandlungsmaßnahmen oder zum Handeln gemäß solcher Einsicht krankheitsbedingt 

nicht fähig ist. In diesen Fällen kann es ausnahmsweise zulässig sein, die tatsächlichen 

Voraussetzungen freier Selbstbestimmung des Untergebrachten wiederherzustellen, um 

insbesondere eine Entlassung aus dem Maßregelvollzug zu ermöglichen. 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat darüber hinaus folgende Anforderungen an die 

Zulässigkeit einer Zwangsbehandlung gestellt:   

 

- Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet, dass Zwangsmaßnahmen nur 

eingesetzt werden dürfen, wenn sie im Hinblick auf das Behandlungsziel Erfolg 

versprechen und mildere Mittel keinen Erfolg versprechen, d.h. eine weniger 

eingreifende Behandlung aussichtslos ist. Daher muss vor einer Zwangsbehandlung 

unabhängig von der Einwilligungsfähigkeit des Betroffenen der ernsthafte, mit dem 
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nötigen Zeitaufwand und ohne Druck erfolgte Versuch vorausgegangen sein, die auf 

Vertrauen gegründete Zustimmung des Betroffenen zu erreichen. 

- Die Zwangsbehandlung darf für den Betroffenen nicht mit unverhältnismäßigen 

Belastungen verbunden sein. Dies ist dann der Fall, wenn die Behandlung mit einem 

nicht vernachlässigbaren Restrisiko irreversibler Gesundheitsschäden verbunden ist. 

- Der Betroffene muss Gelegenheit haben, vor Schaffung vollendeter Tatsachen eine 

gerichtliche Entscheidung herbeizuführen und zwar auch in den Fällen, in denen die 

Einwilligung des gesetzlichen Vertreters vorliegt. Wegen der Schwere des 

Grundrechtseingriffs sind besondere Sicherungen des gerichtlichen Verfahrens 

vorzusehen. 

- Die Einschaltung eines rechtlichen Betreuers ist verfassungsrechtlich nicht geboten, da 

der Eingriff, der in der medizinischen Zwangsbehandlung liegt, nicht dadurch weniger 

belastend wird, dass der Betreuer zugestimmt hat.  

- Eine Zwangsbehandlung ist zeitlich zu begrenzen, ärztlich anzuordnen und zu 

überwachen sowie zu dokumentieren 

- Die gesetzlichen Voraussetzungen für die Zwangsbehandlung müssen hinreichen klar 

und bestimmt geregelt sein. 

 

Danach kommt insbesondere eine Zwangsbehandlung für die Abwehr von Gefahren für Dritte 

sowie einsichts- und einwilligungsfähiger Personen gegen ihren Willen nicht in Betracht.  

 

Diesen Vorgaben wird § 7a MRVG-E nicht gerecht. In  § 7a Abs. 1 Nr. 3 wird die 

Zwangsbehandlung bei einer erheblichen Gefahr für das Leben oder die Gesundheit anderer 

Person für zulässig erklärt, ohne dass die fehlende Einwilligungsfähigkeit als weitere 

Voraussetzung gefordert wird. 

 

Fraglich ist bereits, ob es sich bei einer derartigen Maßnahme zur Abwehr von Gefahren für 

Dritte (auch das Personal und Mitpatienten) um eine Behandlungsmaßnahme handeln kann, 

die eine ärztliche Indikation voraussetzt. Die Regelung einer Zwangsbehandlungsbefugnis zur 

Abwehr von Gefahren für Dritte wird daher in der Fachliteratur überwiegend für nicht 

vereinbar mit den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts gehalten (so insbesondere 

Betreuungsgerichtstag e.V. R&P 2013, 184). Henking und Mittag halten für diese Fälle nicht 

Behandlungsmaßnahmen, sondern allenfalls Sicherungsmaßnahmen – ggf. als medikamentöse 

Sedierung - für diskutierbar (JR 2013, 341 und BtPrax 2014, 115). In jedem Fall unzulässig 

ist eine Zwangsbehandlungsbefugnis bei einwilligungsfähigen Personen. Der Staat hat weder 

das Recht, einwilligungsfähige Personen in einem psychiatrischen Krankenhaus 

unterzubringen, noch sie gegen ihren Willen zu behandeln. Dies gilt hinsichtlich der 

Behandlung auch für den Maßregelvollzug. Die in den vorliegenden gesetzlichen Regelungen 

zum Ausdruck kommende andere Auffassung der Bundesländer wird dazu führen, dass sich 

das Bundesverfassungsgericht in absehbarer Zeit erneut mit der Zwangsbehandlung befassen 

muss.  

 

Problematisch ist § 7a Abs. 3 auch insoweit, als die von dem Bundesverfassungsgericht 

geforderte vorherige externe Kontrolle der Fachaufsicht übertragen wird. Zu bevorzugen ist 

auch insoweit eine Regelung, die eine vorherige Entscheidung der Strafvollstreckungskammer 

zwingend vorschreibt (so ausdrücklich § 22 Abs. 3a PsychKG Bremen und § 20 Abs. 5 

PsychKHG Baden-Württemberg). Problematisch ist auch eine Lösung wie in § 40 Abs. 2 

PsychKG Brandenburg, wonach mit dem Vollzug der Zwangsbehandlung zuzuwarten ist, bis 
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die untergebrachte Person Gelegenheit hatte, eine gerichtliche Entscheidung herbeizuführen. 

Dies setzt die Initiative des Patienten voraus. Vorzugswürdig ist daher die obligatorische 

vorherige gerichtliche Kontrolle. Insoweit würde auch keine Schlechterstellung gegenüber 

nach Betreuungsrecht untergebrachten Patienten bestehen. 

 

Hinsichtlich der Behandlung der Erkrankungen, die nicht Anlass der Unterbringung sind, fehlt 

nach ganz herrschender Meinung die Gesetzgebungskompetenz der Bundesländer 

(Kammeier/Marschner E 21, Volckart/Grünebaum, Maßregelvollzug S. 232f.). Die Streichung 

des bisherigen § 29 MRVG hat offensichtlich die Folge, dass nach der Vorstellung des 

Gesetzgebers insbesondere § 7a Abs. 1 Nr. 1 auch die Behandlung von somatischen 

Krankheiten rechtfertigen soll, soweit die weiteren Voraussetzungen vorliegen. Dafür spricht 

auch die Gesetzesbegründung. Es ist zweifelhaft, ob dies aufgrund der fehlenden 

Gesetzgebungskompetenz möglich ist. 

 

3. Zu § 34 (bisher 36)  Besondere Sicherungsmaßnahmen 

 

Bei den besonderen Sicherungsmaßnahmen ist zu erwägen, ob eine medikamentöse Sedierung 

zur Abwehr von Gefahren für Dritte aufgenommen wird, da eine Zwangsbehandlung in diesen 

Fällen nicht zulässig ist (siehe z.B. § 31 Abs. 1 BrePsychKG). Im Einzelfall kann eine 

medikamentöse Fixierung weniger eingreifend sein als eine mechanische Fixierung. Dabei 

sollte auf die Sicht des Betroffenen abgestellt werden. An die Dokumentation insbesondere 

der Begründung einer medikamentösen Fixierung sind hohe Anforderungen zu stellen, um 

insoweit der Gefahr des Missbrauchs zu begegnen. 

 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes zur Zwangsbehandlung (siehe 

oben) ist in diesem Fall zusätzlich eine vorherige gerichtliche Entscheidung der 

Strafvollstreckungskammer vorzusehen. Eine unterschiedliche Behandlung der 

medikamentösen Zwangsbehandlung und der medikamentösen Fixierung ist nicht zu 

rechtfertigen. 

 

Auch bei den anderen besonderen Sicherungsmaßnahmen (insbesondere Fixierungen) ist eine 

vorherige gerichtliche Entscheidung vorzusehen (so Art. 26 des Entwurfs für ein Bayerisches 

Maßregelvollzugsgesetz).  Dies entspricht § 1906 Abs. 4 BGB und der hierzu ergangenen 

Rechtsprechung.  

 

Fixierungen sind zeitlich auf höchstens 24 Stunden zu befristen (so Art. 26 des Entwurfs für 

ein Bayerisches Maßregelvollzugsgesetz). Bei einer Höchstdauer von bis zu 24 Stunden 

könnte eine weitere gerichtliche Entscheidung entbehrlich werden.  

 

Bei mechanischen Fixierungen sollte eine Sitzwache zwingend vorgeschrieben werden. 

 

 

München, 27. 2. 2015 
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